
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Gemeinschaftssitzung des Ausschusses für Brandschutz  
und allgemeine Hilfe und des Ausschusses für Planung, Bauwesen und Verkehr 
der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
 
vom 12.09.2024 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:22 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete und Vorsitzende   
Martin Groth Bürgermeister   
 
Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe 
 
Markus Beutel Ausschussmitglied   
André Brehm Ausschussmitglied   
Bernd Osswald Ausschussmitglied   
Lena Knappek Ausschussmitglied   
Peter Muth Ausschussmitglied   
Hans-Joachim Kehl Ausschussmitglied   
Peter Karch Ausschussmitglied   
Cornelia Bendix Ausschussmitglied   
Hans Günter Freitag Ausschussmitglied   
Rouven Strauß Ausschussmitglied   
Thomas Hupf Ausschussmitglied   
Maximilian Guntrum Ausschussmitglied 

in Vertretung von Stratmann, Benedikt 
  

 
Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr 
 
Klaus Bechler Ausschussmitglied   
Thomas Herzog Ausschussmitglied   
Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Martin Schykowski Ausschussmitglied   
Thomas Kern Ausschussmitglied   
Carsten Propp Ausschussmitglied   
Hans-Jürgen Schmitt Ausschussmitglied   
Walter Schweitzer Ausschussmitglied   
Karl Werner Schwind Ausschussmitglied   
Jochen Grosch Ausschussmitglied   
Otto Breyer in Vertretung von Bläsius-Wirth, Claudia 

(ab 19:32 Uhr) 
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Entschuldigt: 
 
Marianne Eckert Ausschussmitglied   
Silke Rautenberg Ausschussmitglied    
Maria Harutyunyan Ausschussmitglied   
Frank Windisch Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
 
Claudia Bläsius-Wirth Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Breyer, Otto 
  

Benedikt Stratmann Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Guntrum, Maximilian 

  

 
 
Nicht stimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
 
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Dana Stavenow Schriftführung (bis einschließlich TOP 2)   
Steven Livingston Schriftführung (ab TOP 3)   

 
 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Brandschutz und allgemeine Hilfe und des Ausschusses 
für Planung, Bauwesen und Verkehr der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind mit der Einla-
dung vom 06.09.2024 auf Donnerstag, 12.09.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesord-
nung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt ge-
geben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Die Ausschüsse sind nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
  



Gemeinschaftssitzung des Ausschusses für Brandschutz und allgemeine Hilfe und  
des Ausschusses für Planung, Bauwesen und Verkehr der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 12.09.2024 

Seite 3 
 

 

 

 
Tagesordnung: 
 
1. Neubau Feuerwehrgerätehaus Oppenheim, Freigabe der Planung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0126) 
 

2. Neubau Feuerwehrgerätehaus Guntersblum, Sachstand Beauftragung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0128) 
 

3. Grundschule Dienheim, Einbau einer elektronischen Schließanlage 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0124) 
 

4. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt Nierstein  
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) 
Hier:  
A) Vorstellung und Beschluss des Vorentwurfs 
B) Freigabe zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden  
und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB  
sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0131) 
 

5. Mitteilungen 
 

6. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
1. Neubau Feuerwehrgerätehaus Oppenheim, Freigabe der Planung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0126) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
a) Der letzte Planungsstand, den die Ausschüsse im September 2023 zur Freigabe erhalten 
haben wurde weiterentwickelt und mit den Nutzern abgestimmt.   
Die Planungen der Architekten und Fachingenieure in Bezug auf die bereits schon früher dar-
gestellten Pläne zur Autarkie für das Gebäude um eine möglichst effektive Energiebilanz zu 
erzeugen wurden konkretisiert.  
In der Sitzung werden sowohl der architektonische Entwurf, als auch der Entwurf der Techni-
schen Gebäudeausrüstung (TGA) von den Architekten und Ingenieuren in Präsenz erläutert. 
 
In den Anlagen zur Beschlussvorlage befinden sich die aktuellen Planzeichnungen und Kos-
ten. 
Das Erdgeschoss des Feuerwehrgerätehauses wird in Massivbauweise ausgeführt. In den 
Kostenaufstellungen finden sich für das Obergeschoss 2 Varianten: 

V1) in Holzbauweise 
V2) in Massivbauweise. 

Beide Varianten werden ebenfalls vor Ort erläutert. 
 
In Absprache mit der ADD kann bei Freigabe der Planung der Förderantrag für das Projekt 
bereits gestellt werden, gleichzeitig wird der vorzeitige Baubeginn beantragt. 
 
b) Die voraussichtlichen Gesamtkosten werden, je nach Art der gewählten Bauweise im OG, 
in der Anlage ‚Kostenberechnung‘ dargestellt. 
Zur Finanzierung des Projekts sind die übrigen Haushaltsmittel in den Haushalten 2025ff. be-
reitzustellen und zuvor Verpflichtungsermächtigungen vorzusehen. 
 
c) Die Auswertung der Angebote nach öffentlicher Ausschreibung erfolgt durch die Zentrale 
Vergabestelle der Verbandsgemeinde in Zusammenarbeit mit den Planungsbüros. Eine Aus-
schreibung verpflichtet zur Auftragserteilung und der Zuschlag ist an den jeweils wirtschaft-
lichsten Bieter zu erteilen. Die Gremien werden über die Ergebnisse unterrichtet. 
 
Die Ermächtigung gemäß dieser Beschlussvorschlag dieser Vorlage wird notwendig, um auf-
grund von langen sitzungsfolgen jederzeit und auch in Sommer-/und Ferienpausen handlungs-
fähig zu bleiben und keine weiteren Projektverzögerungen zu erhalten. Die Ausschreibungen 
erfolgen nach Gewerken in Ausschreibungsblöcken analog dem Baufortschritt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen / der Verbandsgemeinderat beschließt zum Neubau des Feuer-
wehrgerätehauses Oppenheim: 
 
a)  Die Freigabe der vorliegenden Planung und der Kosten zur Weiterverfolgung der Entwurf-

splanung (Leistungsphase 3), mit dem Ziel der Stellung des Bauantrages und des Förder-
antrages. 
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b)  Verpflichtung zur Bereitstellung der übrigen Haushaltsmittel in den Haushalten 2025 ff. 
 
c)  Ermächtigung der Verwaltung zur abschließenden Auftragsvergabe der Bauleistungen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12612-096100-13-2  
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 3.400.000,00 € € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Präsentation des Architekten:  
 
Frage:  Ist die Begrünung auf dem gesamten Dach?  
Antwort:  Ja, das Dach wird begrünt, dies ist auch zur Schaffung von Retentionsraum 

erforderlich. 
 Grundsätzlich darf Regenwasser nicht in die Kanalisierung eingeleitet werden. 
Zusätzlich wird eine Regenwasserzisterne oder Rigole gemäß der Entwässe-
rungsplanung auf dem Grundstück errichtet, um das anfallende Regenwasser 
aufzunehmen. 

 
Frage:  Wie sind die Schallauswirkungen der zwei verschiedenen Bauweisen? 
Antwort: Die Massivbauweise ist u. U. schallhärter als die einer Holzbauweise. Es 

werden Deckenelemente und Schallelemente bei beiden Bauweisen zur 
Schallreduzierung vorgesehen. 

 
Frage:  Welcher Unterschied besteht zwischen dem neuen und dem jetzigen 

Entwurf?  
Antwort: Der aktuelle Entwurf hat nur noch ein anstatt zwei Obergeschosse. 
 
Weitere Fragen wurden diesbezüglich gestellt.  
 
Fragen zum Technik-Teil der Präsentation: 
 
Anmerkung: Es wurden Fragen geäußert zu den verschiedenen Systemen der Beheizung 

sowie zum Standort und deren Effizienz und der Kosten einer solchen. Das Büro 
Ebert stellt die Vorteile der Beheizung mit den regenerativen Energien dar. 
Insbesondere sei die öffentliche Hand in der Pflicht, mit gutem Beispiel voran- 
zugehen. Der Anstieg der CO 2-Bepreisung muss für die Folgekosten der 
Gebäude betrachtet werden. 

 
Anmerkung: Es wurden Bedenken zur Fußbodenheizung geäußert.  
Antwort: Es werden Niedertemperatur-Heizsysteme verwandt, aus diesem Grund ist die 

Fußbodenheizung alternativlos. Die Fußbodenheizung bietet auch Vorteile in 
der Raumnutzung. 

 
Anmerkung:  Zu der geplanten HVO-Tankstelle gab es eine Nachfrage bezüglich der Umwelt-

auswirkungen und Betankungen sowie eine Nachfrage bezüglich der Modul-
bauweise der Feuerwehrhäuser auf Basis des Entwurfs „Oppenheim“, ob fol-
gende Feuerwehrhäuser nach Planung des jetzigen gebaut werden können. 

Antwort:    Die HVO-Tankstelle wird nur angezeigt, findet jedoch Eingang in die wasser-
rechtliche Erlaubnis. 
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Frage: Bei der Vorstellung der PV-Anlage 108 kW P wird gefragt, ob diese ausreichend 

ist. 
Antwort: Die Feuerwehr ist zu 100 % energieautark. Es wird die maximal mögliche 

Fläche mit PV belegt. Es wird eine Wärmepumpe und ein Speicher installiert. 
Das Netzersatzgerät „Dieselgenerator“ kann im Notfall die Feuerwehr versor-
gen. Im Bedarfsfall kann die Feuerwehr auch voll umfänglich über 72 Stunden 
mit Energie aus der Netzersatzanlage gespeist werden.  

 
Anmerkung: Die Anbringung von PV an der Fassade wurde aus Gründen der Effizienz  
 verworfen.  
 
Frage:  Wird die Energie einer PV-Anlage, welche überschüssig ist, eingespeist? 
Antwort: Die mögliche Einspeisemenge ist mit dem Netzbetreiber (EWR) noch in 

Klärung. 
E-Ladesäulen werden gemäß Gebäudeenergiegesetz gebaut.  

 
Frage:  Ist die PV-Anlage im Inselbetrieb oder wird diese am Netz angeschlossen?  
Antwort: PV-Anlagen können vom Netzbetreiber im Rahmen der Netzsicherheit abge-

schaltet werden. 
 
Anmerkung: Bedenken geäußert hinsichtlich PV-Überschuss, da die Energie nicht genutzt 

werden kann.  
Antwort: Die Größe des Batteriespeichers kann u. U. verdoppelt werden. Die Anforde-

rungen an den Hausanschluss und der Bau eines Trafohauses wird von der 
Elektroplanung mit dem EWR abgestimmt.  

 
Fragen zu den Kosten des Bauvorhabens: 
 
Frage:  Welche Variante ist Kostengünstiger?  
Antwort: Der Kostenunterschied Holzbau Weise zur Massivbauweise liegt nur bei  

ca. 1,5 %.   
 
Weitere Fragen: 
 
Frage:  Welcher Bau ist schneller? 
Antwort: Die Holzbauweise wäre schneller. 
 
Frage zum U-Wert der Holzbauweise 
Antwort: Beide Bauweisen werden hocheffizient gedämmt.  
 
Frage:  Bezüglich der Wandstärken der beiden Bauweisen?  
Antwort: Die Wandstärken unterscheiden sich nicht wesentlich.  
 
Frage zum Unterschied der Statik: 
 
Antwort: Beide Bauweisen sind machbar, aber im Schulungsraum sind auch bei  

der gemischten Holz-/massiv Bauweise weiterhin zwei Stahlbetonträger 
zu verbauen.  

 
Frage:  Wie ist die Einstellung der Feuerwehr Oppenheim zu dem Bauprojekt? 
Antwort: Die Feuerwehr Oppenheim ist mit beiden Bauweisen einverstanden. Es wurde 

auch in der Feuerwehr Oppenheim untereinander diskutiert, welche Bauweise 
die bessere ist. 
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Beschluss: 
 

Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 

Abstimmungsergebnis: 
 

Vorabstimmung der Varianten V1 Holz- und V2 Massivbauweise:  
 

Für V1 6 ja, 5 nein und 1 Enthaltung 
 

Der Ausschuss stimmt für die Variante 1 gemischte Holz/massiv Bauweise. 
 

Beschluss a) einstimmig 
Beschluss b) einstimmig 
Beschluss c) einstimmig 
 
 
 
 

2. Neubau Feuerwehrgerätehaus Guntersblum, Sachstand Beauftragung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0128) 
 

 

Unterrichtungsvorlage: 
 

Nachdem das Vertragsverhältnis mit dem Planer für die Technische Gebäudeausrüstung 
(TGA) aufgrund von fehlenden Planungskapazitäten aufgelöst werden musste, wurde durch 
eine erneute Ausschreibung der Planungsleistungen das Büro IproConsult aus Wiesbaden 
verpflichtet. 
 

Nach einigen internen Terminen mit allen Fachplanern schreitet die Planung voran.  
Im Folgenden sind die beteiligten Planungsbüros aufgeführt: 
 

GHBA Architekten, Mainz  Objektplanung, Außenanlagenplanung 
IPROConsult, Wiesbaden  TGA-Planung 
DBT Ingenieursozietät  Tragwerksplanung, Schallschutz, Wärmeschutznachweis 
WSW, Kaiserslautern   Erstellung Bebauungsplan 
Peter Lorenz    Sicherheits- und Gesundheitskoordination 
Robel & Partner    Baugrunderkundung 
Dipl.-Ing. Ulrich Kiefer  sachverständiger HVO Diesel Tankstelle 
 

Die Grundriss-Planung wurde bereits mit der ADD abgestimmt. Aufgrund der Vorplanung der 
Vorgänger kann die Firma IPROConsult zügig in die Planung einsteigen. 
 

Zum Datum 30.10.2024 wird ein Ende der Leistungsphase 2 (Vorentwurf) für die TGA in den 
Ausschüssen mit ersten Kosten und einem Bauzeitenplan vorgestellt werden.  
Nach Freigabe der Planung beginnt der konkrete Entwurf mit dem Ziel, einer Kostenberech-
nung in die 2. Ebene und Ende der Planung vor Stellung des Förderantrages sowie des Bau-
antrages. 
 

Parallel zur Entwurfsplanung wird der Bebauungsplan von WSW weiterentwickelt. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist bereits erfolgt. 
Nach Ankauf des gesamten Grundstückes durch die Verbandsgemeinde wird in den kommen-
den Wochen der Bebauungsplan durch WSW an die neue Situation angepasst 
(Festsetzungen, Bezugspunkte, Gebäudehöhen, GRZ, Entwässerung, Ausgleichskonzept). 
Auch das Schallschutzgutachten muss die neue Lage des Gebäudes in den rückwärtigen 
Bereich berücksichtigen. 
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Nach Erstellung der Unterlagen erfolgt das Einvernehmen mit der Ortsgemeinde Guntersblum, 
danach eine Offenlage von 4 Wochen. Zum Schluss erfolgt der Abwägungsbeschluss. 
 
Beratung: 
 
Unterrichtung erfolgt. 
 
 
 
 
3. Grundschule Dienheim, Einbau einer elektronischen Schließanlage 

(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0124) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Grundschule in Dienheim soll mit einer elektronischen Schließanlage ausgestattet werden. 
Die Lehrer, FSJler, Mitarbeiter der Verwaltung, Reinigungskräfte und Handwerker können mit 
einem elektronischen Chip ausgestattet werden. 
Der Chip kann bei einem Verlust einfach aus dem System genommen werden oder auch auf 
diverse Räumlichkeiten eingeschränkt werden. 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat die Beschlussempfehlung der Schließanlage Grund-
schule Oppenheim vom Juni 2022 dahingehend erweitert, dass die Verwaltung aufgefordert 
wird ein einheitliches Schließanlagensystem für alle Grundschulen zu beschaffen. 
Das Schließanlagensystem von der Firma Simons Voss ist bisher in den Grundschulen Op-
penheim, Nierstein, Undenheim, Hahnheim, Mommenheim, dem Verwaltungsgebäude Rondo 
und in den Feuerwehren verbaut. 
Im Endausbau ist es möglich, alle Gebäude, die mit dem Schließanlagensystem der Firma 
Simons Voss ausgestattet sind, mit nur einem Transponder bei entsprechender Programmie-
rung zu betreten. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr Rhein-Selz beschließt den Einbau einer 
elektronischen Schließanlage in der Grundschule Dienheim und ermächtigt die Verwaltung 
nach erfolgter Ausschreibung den wirtschaftlichsten Bieter zu beauftragen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/21101-523130 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 30.000,00 € zur Verfügung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
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4. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des 

Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und  
Gewerbe im Rhein-Selz-Park) 
Hier:  
A) Vorstellung und Beschluss des Vorentwurfs 
B) Freigabe zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und  
der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0131) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde hatte in seiner Sitzung am 06. Juni 2024 den Beschluss zur Aufstel-
lung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 gefasst.  
 
Damit soll die Folgenutzung des ehemaligen amerikanische Militärstandorts „Anderson 
Barracks & Housing Dexheim“ planerisch vorbereitet werden. Anlass und wesentlicher Inhalt 
ist der Vorschlag und die Absicht eines Projektträgers, auf größeren Teilen des Geländes ein 
Rechenzentrum zu realisieren. Ein kleinerer Teil soll daneben für gewerbliche Nutzungen zur 
Verfügung stehen. 
 
Aufgrund der Bedeutung und der Größe der Ansiedlung wurden seitens der Verbandsge-
meinde und der Stadt regelmäßige Koordinierungs- und Abstimmungstermine mit dem Pro-
jektträger und seinen Stadtplanern sowie der Kreisverwaltung als maßgeblich beteiligter Be-
hörde installiert. 
 
Als erster Arbeitsschritt wurde ein Antrag auf landesplanerische Stellungnahme gemäß § 20 
Landesplanungsgesetz erstellt und am 13. Juni 2024 bei der Kreisverwaltung als zuständiger 
Unterer Landesplanungsbehörde eingereicht. Der Antrag umreißt die wesentlichen raumord-
nerisch relevanten Inhalte und Auswirkungen des Gesamtprojekts. In der am 26. Aug. 2024 
dazu ergangenen Landesplanerischen Entscheidung wird den geplanten Ausweisungen von 
‚Sonderbauflächen Rechenzentrum‘, ‚Gewerblichen Bauflächen‘ und ‚Versorgungsflächen‘ zu-
gestimmt.  
 
Im Ergebnis des zweiten Arbeitsschritts liegt der Vorentwurf der 8. Änderung des Flächennut-
zungsplans, bestehend aus Planzeichnung und Begründung, vor. 
 
Beabsichtigt ist die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung ‚Rechen-
zentrum‘ im überwiegenden Teil (ca. 46 ha) und einer gewerblichen Baufläche im südöstlichen 
Teilbereich des Planungsareals (ca. 12 ha). Die Ausweisungen von Versorgungsflächen für 
eine bestehende Entwässerungsfläche im Nordosten und einen Bereich für Elektrizität und 
Gas im äußersten Südosten werden übernommen (ca. 2 ha). Die Darstellung von Grünflächen 
transportiert Qualitätsvorgaben, zum einen eine substanzielle umlaufende Eingrünung des 
Geländes sowie zum anderen eine innere Durchgrünung (zusammen ca. 10 ha). Darüber hin-
aus werden die bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet hineinragen, sowie randliche Ge-
wässer III. Ordnung und ein Biotop nachrichtlich übernommen. Fachliche Anregungen und 
Hinweise aus der Landesplanerischen Entscheidung sind gemäß der Maßstabsebene der Flä-
chennutzungsplanung eingegangen. 
 
Erkenntnisse aus der parallellaufenden Bebauungsplanung der Stadt Nierstein, insbesondere 
zu Fachthemen, sollen zu einem späteren Zeitpunkt in abstrahierter Form ergänzt werden, 
soweit sie für die Flächennutzungsplanung relevant sind. Darauf wird verschiedentlich in der 
Begründung verwiesen.  
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Hinweis: Für die 1. Änderung des Flächennutzungsplans, die den östlichsten Teil des Rhein-
Selz-Parks betrifft, wird weiterhin die Rechtswirksamkeit angestrebt. Die Planung wurde bei 
der Kreisverwaltung Mainz-Bingen zur Genehmigung eingereicht. Sofern die 1. Änderung 
rechtswirksam wird, besteht deren Gültigkeit, bis sie durch eine nachfolgende Planung ersetzt 
wird. Das wäre voraussichtlich diese 8. Änderung, soweit und sobald sie in Kraft trifft. 
 
Zu B) 
 
Zu Flächennutzungsplänen im Regelverfahren ist eine frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlich-
keit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgeschrieben. Die notwendigen Schritte werden nach Frei-
gabe zeitnah eingeleitet. 
 
Nach Erfordernis überträgt die Verwaltung die Vorbereitung und die Durchführung der Beteili-
gungsschritte auf der Grundlage von § 4b BauGB an das mit der Flächennutzungsplanung 
beauftragte Büro. 
Der Verbandsgemeinde entstehen keine Kosten, da der Projektträger für die Planungskosten 
gemäß einer Kostenübernahmevereinbarung aufkommt. 
 
Anlage:  Vorentwurf der 8. Flächennutzungsplanänderung, bestehend aus Planzeichnung 

und Begründung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr empfiehlt und der Verbandsgemeinderat 
beschließt: 
 
A) Den Vorentwurf zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der Verbandsge-

meinde Rhein-Selz für den Bereich des Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein und gibt 
diesen zur frühzeitigen Beteiligung frei. 
Der Vorentwurf besteht aus den als Anlage 1 und 2 beigefügten Unterlagen (Begründung 
und Planzeichnung). 
Inhalt ist die Ausweisung von Sonderbauflächen ‚Rechenzentrum‘ sowie gewerblichen 
Bauflächen. Enthalten sind Darstellungen zu Grün- und zwei Versorgungsflächen. 

 
B)  Die Verwaltung wird beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB einzuleiten. 

 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Beschluss a) einstimmig 
Beschluss b) einstimmig 
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5. Mitteilungen 

  
 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 
 
 
 
6. Anfragen 

  
 
Es liegen keine Anfragen vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung Schriftführung 
 (bis einschließlich TOP 2) (ab TOP 3) 
   

Gabriele Wagner Dana Stavenow Steven Livingston 
1. Beigeordnete   
 
 
 

 


